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In der Rechtssache T-6/89 

Enichem Anic SpA, Gesellschaft italienischen Rechts, Palermo (Italien), vertreten 
durch Rechtsanwälte G. Guarino, M. Siragusa, Rom, G. Arcidiacono, Mailand, 
und Giuseppe Scassellati Sforzolini, Bologna, Zustellungsanschrift: Kanzlei der 
Rechtsanwälte Arendt und Harles, 4, avenue Marie-Thérèse, Luxemburg, 

Klägerin, 

gegen 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Hauptrechtsberater 
A. McClellan und Rechtsberater G. Marenco als Bevollmächtigte, Zustellungsbe­
vollmächtigter: Roberto Hayder, Vertreter des Juristischen Dienstes, Centre Wag­
ner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Nichtigerklärung der Entscheidung der Kommission vom 23. April 1986 
betreffend ein Verfahren nach Artikel 85 des EWG-Vertrages (IV/31.149 — Poly­
propylen; ABl. L 230, S. 1) 

erläßt 

DAS GERICHT (Erste Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. L. Cruz Vilaça, der Richter R. Schintgen, 
D. A. O. Edward, H. Kirschner und K. Lenaerts, 

Generalanwalt: B. Vesterdorf 
Kanzler: H. Jung 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung, die 
vom 10. bis 15. Dezember 1990 stattgefunden hat, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 10. Tuli 
1991, 

folgendes 
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Urteil 

Sachverhalt 

1 Die vorliegende Rechtssache betrifft eine Entscheidung der Kommission, mit der 
fünfzehn Herstellern von Polypropylen wegen Verstoßes gegen Artikel 85 Ab­
satz 1 EWG-Vertrag eine Geldbuße auferlegt wurde. Das von der angefochtenen 
Entscheidung (nachstehend: Entscheidung) erfaßte Erzeugnis ist eines der wichtig­
sten thermoplastischen Polymere. Polypropylen wird von den Herstellern an die 
Verarbeiter zur Weiterverarbeitung zu Fertig- und Halbfertigerzeugnissen ver­
kauft. Die wichtigsten Hersteller von Polypropylen verfügen über eine Palette von 
mehr als hundert verschiedenen Sorten für einen breiten Fächer von Verwendungs­
zwecken. Die wichtigsten Polypropylengrundsorten sind Raffia, Homopolymer für 
Spritzguß, Kopolymer für Spritzguß, hochschlagfęstes Kopolymer und Folien. Alle 
Unternehmen, an die die Entscheidung gerichtet ist, sind große Hersteller petro-
chemischer Erzeugnisse. 

2 Der westeuropäische Polypropylenmarkt wird fast ausschließlich von europäischen 
Produktionsstätten beliefert. Vor 1977 wurde dieser Markt von zehn Herstellern 
beliefert, nämlich von den Unternehmen Montedison (die spätere Montepolimeri 
SpA und jetztige Montedipe SpA), Hoechst AG, Imperial Chemical Industries plc 
und Shell International Chemical Company Ltd (den sogenannten „vier Großen"), 
die zusammen 64 % des Marktes innehatten, Enichem Anic SpA in Italien, Rhône-
Poulenc SA in Frankreich, Alcudia in Spanien, Chemische Werke Hüls und BASF 
AG in Deutschland sowie Chemie Linz AG in Österreich. Nach dem Auslaufen 
der Hauptpatente von Montedison traten 1977 in Westeuropa sieben neue Herstel­
ler auf: Amoco und Hercules Chemicals NV in Belgien, ATO Chimie SA und 
Solvay & Cie SA in Frankreich, SIR in Italien, DSM NV in den Niederlanden und 
Taqsa in Spanien. Der norwegische Hersteller Saga Petrokjemi AS & Co. und die 
Petrofina SA nahmen ihre Tätigkeit Mitte 1978 beziehungsweise im Jahre 1980 
auf. Das Auftreten neuer Hersteller mit einer nominalen Kapazität von rund 
480 000 t bewirkte ein erhebliches Anwachsen der Produktionskapazität in West­
europa, die mehrere Jahre lang nicht durch einen entsprechenden Anstieg der 
Nachfrage ausgeglichen wurde. Dies hatte einen geringen Auslastungsgrad der 
Produktionskapazitäten zur Folge;,zwischen 1977 und 1983 soll der Auslastungs­
grad jedoch schrittweise von 60 % auf 90,% gestiegen sein. Nach der Entschei­
dung sollen sich Angebot und Nachfrage von 1982 an im großen und ganzen im 
Gleichgewicht befunden haben. Während des größten Teils des Untersuchungs­
zeitraums (1977 bis 1983) sei der Polypropylenmarkt jedoch durch eine niedrige 
Rentabilität oder durch erhebliche Verluste gekennzeichnet gewesen, und zwar na­
mentlich wegen der Bedeutung der fixen Kosten und des Anstiegs des Preises des 
Ausgangsstoffes Propylen. Nach Randnummer 8 der Entscheidung beliefen sich 
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1983 die europäischen Marktanteile der Montepolimeri SpA auf 18 %, der Impe­
rial Chemical Industries, der Shell International Chemical Company Ltd und 
Hoechst AG auf jeweils 11 %, der Hercules Chemicals NV auf knapp 6 %, der 
ATO Chimie SA, der BASF AG, der DSM NV, der Chemische Werke Hüls, der 
Chemie Linz AG, der Solvay & Cie. SA und der Saga Petrokjemi AS & Co. auf 
jeweils 3 bis 5 % und der Petrofina SA auf etwa 2 %. Der Polypropylenhandel 
zwischen Mitgliedstaaten sei groß gewesen, da jeder der damals in der Gemein­
schaft niedergelassenen Hersteller in die meisten, wenn nicht in alle Mitgliedstaa­
ten verkauft habe. 

3 Die Enichem Anic SpA (nachstehend: Anic oder Klägerin) gehörte zu den Herstel­
lern, die den Markt vor 1977 belieferten. Sie war ein mittelgroßer Hersteller auf 
dem Polypropylenmarkt mit einem Marktanteil zwischen 2,7 und 4,2 %. Nach 
Veräußerung ihres Polypropylengeschäfts an Montepolimeri SpA Ende Oktober 
1982 verließ sie im Frühjahr 1983 den Markt. 

4 Am 13. und 14. Oktober 1983 führten Beamte der Kommission gemäß Artikel 14 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962, Erste Durchfüh­
rungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages (ABl. 1962, 13, S. 204; 
nachstehend: Verordnung Nr. 17) gleichzeitig Nachprüfungen bei den folgenden, 
den Markt der Gemeinschaft beliefernden Herstellern von Polypropylen durch: 

— ATO Chimie SA, jetzt Atochem (nachstehend: ATO); 

— BASFAG (nachstehend: BASF); 

— DSM NV (nachstehend: DSM); 

— Hercules Chemicals NV (nachstehend: Hercules); 

— Hoechst AG (nachstehend: Hoechst); 

— Chemische Werke Hüls (nachstehend: Hüls); 

— Imperial Chemical Industries plc (nachstehend: ICI); 
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— Montepolimeri SpA, jetzt Montedipe (nachstehend: Monte); 

— Shell International Chemical Company Ltd (nachstehend: Shell); 

— Solvay & Cie. SA (nachstehend: Solvay); 

— BP Chimie (nachstehend: BP). 

Keine Nachprüfungen erfolgten bei Rhône-Poulenc SA (nachstehend : Rhône-Pou­
lenc) und bei der Klägerin. 

5 Im Anschluß an diese Nachprüfungen richtete die Kommission Auskunftsverlangen 
nach Artikel 11 der Verordnung Nr. 17 (nachstehend: Auskunftsverlangen) nicht 
nur an die genannten, sondern auch an folgende Unternehmen: 

— Amoco; 

— Chemie Linz AG (nachstehend : Linz) ; 

— Saga Petrokjemi AS & Co., jetzt Teil von Statoil (nachstehend: Statoil); 

— Petrofina SA (nachstehend: Petrofina); 

— Anic. 

Linz, ein österreichisches Unternehmen, bestritt die Zuständigkeit der Kommission 
und weigerte sich, dem Auskunftsverlangen nachzukommen. Gemäß Artikel 14 
Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 führten Kommissionsbeamte anschließend Nach­
prüfungen bei Anic und bei der Saga Petrochemicals UK Ltd, der englischen 
Tochter von Saga, sowie bei den Verkaufsgesellschaften von Linz im Vereinigten 
Königreich und in der Bundesrepublik Deutschland durch. An Rhône-Poulenc er­
ging kein Auskunftsverlangen. 
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6 Anhand des im Rahmen dieser Nachprüfungen und Auskunftsverlangen entdeck­
ten Beweismaterials gelangte die Kommission zu der vorläufigen Auffassung, die 
Hersteller hätten von 1977 bis 1983 unter Verstoß gegen Artikel 85 EWG-Vertrag 
durch eine Reihe von Preisinitiativen regelmäßig Zielpreise festgesetzt und ein Sy­
stem jährlicher Mengenkontrolle entwickelt, um den verfügbaren Markt nach ver­
einbarten Prozentsätzen oder Mengen unter sich aufzuteilen. Am 30. April 1984 
beschloß die Kommission deshalb, ein Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 17 einzuleiten. Im Mai 1984 übermittelte sie den genannten Un­
ternehmen mit Ausnahme von Anic und Rhône-Poulenc die schriftliche Mitteilung 
der Beschwerdepunkte. Alle Adressaten äußerten sich dazu schriftlich. 

z Am 24. Oktober 1984 traf der von der Kommission ernannte Anhörungsbeauf­
tragte mit den Rechtsberatern der Adressaten der Beschwerdepunkte zusammen, 
um Vereinbarungen über den Ablauf der im Rahmen des Verwaltungsverfahrens 
vorgesehenen Anhörung zu treffen, deren Beginn für den 12. November 1984 vor­
gesehen war. In dieser Sitzung teilte die Kommission den Unternehmen außerdem 
zu den in den Antworten auf die Beschwerdepunkte vorgebrachten Argumenten 
mit, sie werde ihnen in Kürze ergänzende Unterlagen zu den bereits übermittelten 
Beweismitteln bezüglich der Durchsetzung der Preisinitiativen zuleiten. Demge­
mäß übersandte sie den Rechtsberatern der Unternehmen am 31. Oktober 1984 
eine Reihe von Unterlagen, die Kopien der einschlägigen Preisinstruktionen der 
Hersteller für ihre Verkaufsstellen einschließlich der Tabellen enthielten, in denen 
diese Belege zusammengefaßt waren. Um die Wahrung des Geschäftsgeheimnisses 
zu gewährleisten, verband die Kommission diese Übermittlung mit bestimmten 
Auflagen; insbesondere durften die übersandten Unterlagen nicht an die kaufmän­
nischen Abteilungen der Unternehmen weitergegeben werden. Die Anwälte einiger 
Unternehmen lehnten diese Auflagen ab und schickten die Unterlagen vor der 
mündlichen Anhörung zurück. 

s Aufgrund der Angaben in den schriftlichen Antworten auf die Beschwerdepunkte 
beschloß die Kommission, das Verfahren auf Anic und Rhône-Poulenc auszudeh­
nen. Demgemäß übersandte sie diesen Unternehmen am 25. Oktober 1984 eine 
Mitteilung der Beschwerdepunkte, die der den anderen fünfzehn Unternehmen 
übersandten Mitteilung ähnlich war. 

9 Eine erste Reihe von Anhörungen fand vom 12. bis zum 20. November 1984 statt. 
In ihr wurden mit Ausnahme von Shell (die sich geweigert hatte, an einer Anhö­
rung teilzunehmen) sowie Anic, ICI und Rhône-Poulenc (die sich nicht in der 
Lage sahen, ihre Unterlagen vorzubereiten) alle Unternehmen angehört. 
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io Bei diesen Anhörungen weigerten sich mehrere Unternehmen, sich mit den Fragen 
auseinanderzusetzen, die in den ihnen am 31. Oktober 1984 übersandten Unterla­
gen angeschnitten worden waren, da die Kommission die gesamte Bewertung des 
Falles geändert habe; sie müßten zumindest Gelegenheit erhalten, sich hierzu 
schriftlich zu äußern. Andere machten geltend, sie hätten nicht genügend Zeit ge­
habt, die betreffenden Unterlagen vor der Anhörung zu prüfen. Die Anwälte von 
BASF, DSM, Hercules, Hoechst, ICI, Linz, Monte, Petrofina und Solvay über­
sandten der Kommission am 28. November 1984 ein gemeinsames Schreiben in 
diesem Sinne. In einem Schreiben vom 4. Dezember 1984 schloß sich Hüls dieser 
Linie an. 

n Daraufhin leitete die Kommission den Unternehmen am 29. März 1985 eine neue 
Serie von Dokumenten zu, die die Preisanweisungen der Unternehmen an ihre 
Verkaufsbüros wiedergaben, begleitet von Preistabellen, sowie eine Zusammenfas­
sung der Beweise für alle Preisinitiativen, für die Unterlagen verfügbar waren. Die 
Unternehmen wurden aufgefordert, sich dazu schriftlich und in einer weiteren 
mündlichen Anhörung zu äußern. Die ursprünglichen Auflagen bezüglich der Wei­
tergabe an die kaufmännischen Abteilungen hob die Kommission auf. 

i2 In einem weiteren Schreiben gleichen Datums ging die Kommission auf das Vor­
bringen der Anwälte ein, sie habe die Rechtsnatur des angeblichen Kartells nach 
Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag nicht eindeutig definiert. Sie forderte die Unter­
nehmen auf, sich hierzu schriftlich und mündlich zu äußern.. 

13 Eine zweite Reihe von Anhörungen fand vom 8. bis zum 11. Juli 1985 und am 25. 
Juli 1985 statt. Dabei äußerten sich Anic, ICI und Rhône-Poulenc; die anderen 
Unternehmen (mit Ausnahme von Shell) nahmen zu den von der Kommission in 
den beiden Schreiben vom 29. März 1985 angesprochenen Fragen Stellung. 

H Der Entwurf der Niederschrift über die Anhörungen sowie alle anderen entschei­
dungserheblichen Unterlagen wurden den Mitgliedern des Beratenden Ausschusses 
für Kartell- und Monopolfragen (nachstehend: Beratender Ausschuß) am 19. No­
vember 1985 übergeben und den Unternehmen am 25. November 1985 zugesandt. 
Der Beratende Ausschuß gab seine Stellungnahme in seiner 170. Sitzung vom 
5. und 6. Dezember 1985 ab. 
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is Am Ende dieses Verfahrens erließ die Kommission die streitige Entscheidung vom 
23. April 1986. Der verfügende Teil dieser Entscheidung lautet wie folgt: 

„Artikel 1 

Anic SpA, ATO Chemie SA (heute Atochem), BASF AG, DSM NV, Hercules 
Chemicals NV, Hoechst AG, Chemische Werke Hüls (jetzt Hüls AG), ICI pic, 
Chemische Werke Linz, Montepolimeri SpA (jetzt Montedipe), Petrofina SA, 
Rhône-Poulenc SA, Shell International Chemical Co. Ltd, Solvay & Cie und Saga 
Petrokjemi AG & Co. (jetzt Teil der Statoil) haben gegen Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag verstoßen, indem sie: 

— im Fall von Anic von etwa November 1977 bzw. 1978 bis weit ins Jahr 1982 
oder Anfang 1983; 

— im Fall von Rhône-Poulenc von etwa November 1977 bis Ende 1980; 

— im Fall von Petrofina von 1980 bis mindestens November 1983; 

— im Fall von Hoechst, ICI, Montepolimeri und Shell von etwa Mitte 1977 bis 
mindestens November 1983; 

— im Fall von Hercules, Linz, Saga und Solvay von etwa November 1977 bis 
mindestens November 1983; 

— im Fall von ATO von mindestens 1978 bis mindestens November 1983; 

— im Fall von BASF, DSM und Hüls von einem Zeitpunkt zwischen 1977 und 
1979 bis mindestens November 1983 

an einer von Mitte 1977 stammenden Vereinbarung und abgestimmten Verhaltens­
weise beteiligt waren, durch die die Gemeinschaft mit Polypropylen beliefernden 
Hersteller: 
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a) miteinander Verbindung hatten und sich regelmäßig (von Anfang 1981 an 
zweimal monatlich) in einer Reihe geheimer Sitzungen trafen, um ihre Ge­
schäftspolitik zu erörtern und festzulegen; 

b) von Zeit zu Zeit für den Absatz ihrer Erzeugnisse in jedem Mitgliedstaat der 
EWG Ziel- (oder Mindestpreise festlegten; 

c) verschiedene Maßnahmen trafen, um die Durchsetzung dieser Zielpreise zu.er­
leichtern, (vor allem) unter anderem durch vorübergehende Absatzeinschrän­
kungen, den Austausch von Einzelangaben über ihre Verkäufe, die Veranstal­
tung lokaler Sitzungen und ab Ende 1982 ein System der ,Kundenführerschaft' 
zwecks Durchsetzung der Preiserhöhungen gegenüber Einzelkunden; 

d) gleichzeitige Preiserhöhungen vornahmen, um die besagten Ziele durchzuset­
zen; 

e) den Markt aufteilten, indem jedem Hersteller ein jährliches Absatzziel bzw. 
eine Quote (1979, 1980 und zumindest für einen Teil des Jahres 1983) zuge­
teilt wurde oder, falls es zu keiner endgültigen Vereinbarung für das ganze 
Jahr kam, die Hersteller aufgefordert wurden, ihre monatlichen Verkäufe unter 
Bezugnahme auf einen vorausgegangenen Zeitraum einzuschränken (1981, 
1982). 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Unternehmen sind verpflichtet, die festgestellten Zuwi­
derhandlungen unverzüglich abzustellen (falls sie es noch nicht getan haben) und 
in Zukunft bezüglich ihrer Polypropylengeschäfte von allen Vereinbarungen oder 
aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen, die dasselbe oder ähnliches bezwek-
ken oder bewirken, Abstand zu nehmen. Dazu gehört der Austausch von Informa­
tionen, die normalerweise dem Geschäftsgeheimnis unterliegen und durch die die 
Teilnehmer direkt oder indirekt über Produktion, Absatz, Lagerhaltung, Verkaufs­
preise, Kosten oder Investitionspläne anderer Hersteller informiert oder aufgrund 
deren sie in die Lage versetzt werden, die Befolgung ausdrücklicher oder still­
schweigender Preis- oder Marktaufteilungsabsprachen innerhalb der Gemeinschaft 
zu kontrollieren. Ein Verfahren zum Austausch allgemeiner Informationen, dem 
sich die Hersteller anschließen (wie Fides), muß unter Ausschluß sämtlicher Infor­
mationen geführt werden, aus denen sich das Marktverhalten einzelner Hersteller 
ableiten läßt. Die Unternehmen dürfen insbesondere untereinander keine zusätzli­
chen wettbewerbsrelevanten Informationen austauschen, die ein solches System 
nicht erfaßt. 
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Artikel 3 

Gegen die in dieser Entscheidung genannten Unternehmen werden wegen des in 
Artikel 1 festgestellten Verstoßes folgende Geldbußen festgesetzt: 

i) Anic SpA, eine Geldbuße von 750 000 ECU bzw. 1 103 692 500 LIT; 

ii) Atochem, eine Geldbuße von 1 750 000 ECU bzw. 11 973 325 FF; 

iii) BASF AG, eine Geldbuße von 2 500 000 ECU bzw. 5 362 225 DM; 

iv) DSM NV, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw. 6 657 640 HFL; 

v) Hercules Chemicals NV, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw 
120 569 620 BFR; 

vi) Hoechst AG, eine Geldbuße von 9 000 000 ECU bzw. 19 304 010 DM; 

vii) Hüls AG, eine Geldbuße von 2 750 000 ECU bzw. 5 898 447,50 DM; 

viii) ICI pic, eine Geldbuße von 10 000 000 ECU bzw. 6 447 970 UKL; 

ix) Chemische Werke Linz, eine Geldbuße von 1 000 000 ECU bzw 
1 471 590 000 LIT; 

x) Montedipe, eine Geldbuße von 11 000 000 ECU bzw. 16 187 490 000 LIT; 

xi) Petrofina SA, eine Geldbuße von 600 000 ECU bzw. 26 306 100 BFR; 

xii) Rhône-Poulenc SA, eine Geldbuße von 500 000 ECU bzw. 3 420 950 FF; 

xiii) Shell International Chemical Co. Ltd, eine Geldbuße von 9 000 000 ECU 
bzw. 5 803 173 UKL; 
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xiv) Solvay & Cie, eine Geldbuße von 2 500 000 ECU bzw. 109 608 750 BFR; 

xv) Statoil, Den Norske Stats Oljeselskap AS (nunmehr einschließlich Saga 
Petrokjemi), eine Geldbuße von 1 000.000 ECU.bzw. 644 797 UKL. 

Artikel 4 und 5 

(nicht wiedergegeben)" 

i6 Am 8. Juli 1986 wurde den Unternehmen die endgültige Niederschrift über die 
Anhörungen mit den von ihnen verlangten Berichtigungen, Zusätzen und Strei­
chungen übermittelt. ' 

Verfahren 

17 Unter diesen Umständen hat die Klägerin mit Klageschrift, die am 31. Juli 1986 
bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, die vorliegende Klage auf 
Nichtigerklärung der Entscheidung erhoben. Dreizehn der vierzehn übrigen 
Adressaten dieser Entscheidung haben ebenfalls Nichtigkeitsklage erhoben 
(Rechtssachen T- l /89 bis T-4/89 und T-7/89 bis T-15/89). 

is Das gesamte schriftliche Verfahren ist vor dem Gerichtshof abgelaufen. 

i9 Mit Beschluß vom 15. November 1989 hat der Gerichtshof diese und die dreizehn 
übrigen Rechtssachen gemäß Artikel 14 des Beschlusses des Rates vom 24. Okto­
ber 1988 zur Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein­
schaften (nachstehend: Beschluß des Rates vom 24. Oktober 1988) an das Gericht 
verwiesen. 

20 Gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Beschlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 hat der 
Präsident des Gerichts einen Generalanwalt bestellt. 
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21 Mit Schreiben vom 3. Mai 1990 hat der Kanzler des Gerichts die Parteien zur 
Teilnahme an einer informellen Sitzung aufgefordert, um die Einzelheiten der 
Durchführung der mündlichen Verhandlung festzulegen. Diese Sitzung hat am 28. 
Juni 1990 stattgefunden. 

22 Mit Schreiben vom 9. Juli 1990 hat der Kanzler des Gerichts die Parteien gebeten, 
sich zu einer eventuellen Verbindung der Rechtssachen T - l / 8 9 bis T - 4 / 8 9 und 
T - 6 / 8 9 bis T - 1 5 / 8 9 zu gemeinsamem mündlichen Verfahren zu äußern. Keine der 
Parteien hat hiergegen Einwände erhoben. 

23 Mit Beschluß vom 25. September 1990 hat das Gericht die genannten Rechtssa­
chen wegen des zwischen ihnen bestehenden Zusammenhangs nach Artikel 43 der 
Verfahrensordnung des Gerichtshofes, die gemäß Artikel 11 Absatz 3 des Be­
schlusses des Rates vom 24. Oktober 1988 für das Verfahren vor dem Gericht 
entsprechend galt, zu gemeinsamem mündlichen Verfahren verbunden. 

24 Mit Beschluß vom 15. November 1990 hat das Gericht über die von den Klägerin­
nen in den Rechtssachen T-2/89, T-3/89, T-9/89, T - l l / 8 9 , T-12/89 und 
T-13/89 gestellten Anträge auf vertrauliche Behandlung entschieden und ihnen 
teilweise stattgegeben. 

25 Mit Schreiben, die zwischen dem 9. Oktober und dem 29. November 1990 bei der 
Kanzlei des Gerichts eingegangen sind, haben die Parteien die ihnen vom Gericht 
mit Schreiben des Kanzlers vom 19. Juli 1990 gestellten Fragen beantwortet. 

26 In Anbetracht der Antworten auf diese Fragen hat das Gericht auf Bericht des 
Berichterstatters und nach Anhörung des Generalanwalts beschlossen, die mündli­
che Verhandlung ohne vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. 

27 Die Parteien haben in der mündlichen Verhandlung, die vom 10. bis 15. Dezember 
1990 stattgefunden hat, mündlich verhandelt und Fragen des Gerichts beantwortet. 

28 Der Generalanwalt hat seine Schlußanträge in der Sitzung vom 10. Juli 1991 vor­
getragen. 
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Anträge der Parteien 

29 Die Klägerin beantragt, 

1) die Entscheidung der Beklagten vom 23. April 1986 (IW31.149 — Polypropy­
len), soweit sie die Klägerin betrifft, ganz oder teilweise für nichtig zu erklären; 

2) hilfsweise, die gegen die Klägerin festgesetzte Geldbuße aufzuheben oder her­
abzusetzen; 

3) der Beklagten die gesamten Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Die Kommission beantragt, 

— die Klage abzuweisen; 

— der Klägerin die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Zur Begründetheit 

30 Nach Auffassung des Gerichts sind zuerst die Rügen zu prüfen, mit denen die 
Klägerin eine Verletzung der Verteidigungsrechte geltend macht, weil die Kom­
mission bei der Mitteilung der Beschwerdepunkte nicht alle später in der Entschei­
dung berücksichtigten Vorwürfe erwähnt und damit die Klägerin einer kollektiven 
Verantwortlichkeit unterwerfe (1), weil die endgültige Fassung der Niederschrift 
über die Anhörungen weder den Mitgliedern der Kommission noch den Mitglie­
dern des Beratenden Ausschusses übermittelt worden sei (2), weil der, Klägerin der 
Bericht des Anhörungsbeauftragten nicht übermittelt worden sei (3) und weil die 
Kommission die Sonderstellung der Klägerin im Verwaltungsverfahren nicht be­
rücksichtigt habe; zweitens die Rügen bezüglich der Feststellung der Zuwider­
handlung, die sich zum einen auf die von der Kommission getroffenen Tatsachen­
feststellungen (1) und zum anderen auf die Anwendung von Artikel 85 Absatz 1 
EWG-Vertrag auf diese Tatsachen (2) beziehen, da die Kommission die Zuwider­
handlung nicht richtig qualifiziert (A) und deren den Wettbewerb einschränkende 
Wirkung (B) sowie die Beeinträchtigung des Handels.zwischen Mitgliedstaaten 
nicht zutreffend beurteilt habe (C); drittens die Rügen bezüglich der Verantwort­
lichkeit der Klägerin für den Verstoß; viertens die Rügen bezüglich der Begrün­
dung der Entscheidung und fünftens die Rügen bezüglich der Festsetzung der 
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Geldbuße, die teilweise verjährt (1) und weder der Dauer (2) noch der 
Schwere (3) der behaupteten Zuwiderhandlung angemessen sei. 

Zu den Verteidigungsrechten 

1. Neue Vorwürfe und kollektive Verantwortlichkeit 

3i Die Klägerin bringt vor, die Kommission werfe ihr in der Entscheidung, insbeson­
dere in Artikel 1 Buchstabe c, Zuwiderhandlungen vor, die ihr in der Mitteilung 
der individuellen Beschwerdepunkte nicht zur Last gelegt worden seien. Es sei 
nicht zulässig, wie es die Kommission nun versuche, die Klägerin dafür verant­
wortlich zu machen, daß sie an dem Kartell allgemein beteiligt gewesen sei, und 
diese Verantwortlichkeit mittelbar auf die Verhaltensweisen zu erstrecken, die 
Ausdruck dieses Kartells gewesen seien, die aber der Klägerin nicht unmittelbar 
angelastet werden könnten. Sie könne somit nicht als für die in Artikel 1 Buchsta­
be c der Entscheidung genannten Verhaltensweisen verantwortlich angesehen wer­
den, die ihr nach dem Eingeständnis der Kommission nicht unmittelbar angelastet 
werden könnten. 

32 Daher entspreche der Vorwurf ihrer Verantwortlichkeit weder den in ihrem Fall 
nachgewiesenen Tatsachen noch den Vorwürfen in der Mitteilung der Beschwer­
depunkte, selbst wenn man auf den gemeinsamen Teil dieser Mitteilung abstelle, 
da in diesem Teil, der den Rahmen abstecken solle, in dem das Verhalten jedes 
Unternehmens zu sehen sei, nur diejenigen Stellen als speziell an die Klägerin ge­
richtet angesehen werden dürften, in denen sie tatsächlich genannt werde, nicht 
aber die, bei denen es nur um andere Hersteller gehe. 

33 Die Entscheidung lege nahe und gehe stillschweigend davon aus, auch wenn die 
Kommission dies abstreite, daß die Klägerin an allen in Artikel 1 genannten Hand­
lungen ebenso wie alle anderen angesprochenen Unternehmen beteiligt gewesen 
sei. 

34 Nach Ansicht der Kommission beruht dieses Argument auf einer bewußt falschen 
Auslegung des Artikels 1 der Entscheidung. Sie habe in Artikel 1 nicht behauptet, 
die Klägerin habe an allen dort genannten Handlungen teilgenommen, sondern 
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nur, daß sie an einem Kartell von Polypropylenherstellern beteiligt gewesen sei, 
das in diesen Handlungen seinen Niederschlag gefunden habe. Die Entscheidung 
mache die Klägerin wie die anderen Unternehmen auch nicht für eine Reihe ein­
zelner Zuwiderhandlungen, sondern nur für eine einzige Zuwiderhandlung verant­
wortlich, nämlich die Beteiligung an einer Vereinbarung und abgestimmten Ver­
haltensweise zur Stützung der Polypropylenpreise, die ihren Ausdruck in verschie­
denen Maßnahmen gefunden habe, die zusammengenommen eine einzige Zuwi­
derhandlung bildeten. 

35 Sei die Beteiligung am Kartell festgestellt, könne sich die daraus folgende Verant­
wortlichkeit nur auf das Kartell insgesamt beziehen. Die Verantwortlichkeit eines 
an einem Kartell beteiligten Unternehmens hänge nicht vom Nachweis seiner kon­
kreten Teilnahme an jeder einzelnen Handlung ab, die zur Erreichung des ge­
meinsamen Ziels vorgenommen worden sei. Es sei daher überflüssig gewesen, in 
Artikel 1 der Entscheidung zusätzlich zur Dauer der Beteiligung am Kartell den 
Umfang der konkreten Teilnahme jedes Unternehmens an den verschiedenen In­
itiativen zur Durchführung des Kartells festzulegen. 

36 Das Gericht stellt fest, daß die in Artikel 1 Buchstabe c der Entscheidung erhobe­
nen Vorwürfe alle in der Mitteilung der gemeinsamen oder besonderen Beschwer­
depunkte aufgeführt sind. So werden die zeitweiligen Beschränkungen der Pro­
duktion in den Randnummern 67 und 79 und der Austausch von eingehenden In­
formationen über die Lieferungen in den Randnummern 97 und 101 der Mittei­
lung der gemeinsamen Beschwerdepunkte, die Teilnahme an lokalen Sitzungen in 
Randnummer 2 Buchstabe b der Mitteilung der besonderen Beschwerdepunkte und 
schließlich das System der Kundenführung in den Randnummern 85 bis 89 der 
Mitteilung der gemeinsamen Beschwerdepunkte behandelt. ; 

37 Der Inhalt der Mitteilung der gemeinsamen Beschwerdepunkte kann jedem einzel­
nen der Adressaten, zu denen die Klägerin gehört, entgegengehalten werden, falls 
nicht diese Mitteilung oder die Mitteilung der besonderen Beschwerdepunkte tat­
sächlich das Gegenteil besagt. Dies ist indessen bezüglich der in Frage stehenden 
Vorwürfe, soweit es die Klägerin betrifft, nicht der Fall. 
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38 Darüber hinaus ist schon dem Wortlaut der Mitteilung der gemeinsamen Be­
schwerdepunkte — insbesondere den Randnummern 1 und 5 — zu entnehmen, 
daß alle dort beschriebenen Handlungen den Unternehmen, an die diese Mittei­
lung gerichtet ist, insgesamt vorgeworfen werden. 

39 Die in Artikel 1 Buchstabe c der Entscheidung erhobenen Vorwürfe sind daher der 
Klägerin in angemessener Weise mitgeteilt worden und stellen somit keine neuen 
Vorwürfe dar. 

40 Die Frage, ob die Kommission diese Vorwürfe in der Entscheidung gegen die Klä­
gerin aufrechterhalten hat und, falls dies zutrifft, die diesen Vorwürfen zugrunde 
liegenden tatsächlichen Feststellungen rechtlich hinreichend nachgewiesen hat, ge­
hört zur Prüfung der Begründetheit der Feststellung der Zuwiderhandlung. Glei­
ches gilt für die Rüge der Klägerin bezüglich der kollektiven Verantwortlichkeit, 
die die Entscheidung ihr angeblich auferlegt. 

2. Keine Übermittlung der Niederschrift über die Anhörungen 

41 Die Klägerin bemängelt als Verfahrensfehler, daß weder die Mitglieder des Bera­
tenden Ausschusses für Kartell- und Monopolfragen noch das für Wettbewerbsfra­
gen zuständige Kommissionsmitglied noch die anderen Kommissionsmitglieder vor 
ihrer Entscheidung über die endgültige Fassung der Anhörungsniederschrift ver­
fügt hätten. 

42 Die Kommission trägt vor, die Mitglieder des Beratenden Ausschusses und die der 
Kommission hätten über eine vorläufige Fassung der Anhörungsniederschrift ver­
fügt, von der die endgültige Fassung nicht wesentlich abgewichen sei. 

43 Die Kommission sei außerdem nicht verpflichtet, die Niederschrift den Mitgliedern 
des Beratenden Ausschusses vorzulegen; im übrigen hätten Vertreter der Mitglied­
staaten mit Ausnahme der Verteter von Griechenland und Luxemburg, die bei den 
zweiten von der Kommission durchgeführten Anhörungen nicht zugegen gewesen 
seien, an den Anhörungen teilgenommen. Deshalb habe die Niederschrift den Mit­
gliedern dieses Ausschusses nur als Gedächtnisstütze dienen können. Die Mitglie-
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der der Rommission hätten nicht nur über die vorläufige Niederschrift, sondern 
auch über die Bemerkungen der Unternehmen zu dieser Niederschrift verfügt. 

44 Da die Mitglieder der Kommission und die des Beratenden Ausschusses sich in 
voller Kenntnis der Sachlage hätten äußern können, wäre die. Entscheidung jeden­
falls auch nicht anders ausgefallen, wenn der angebliche Verfahrensverstoß nicht 
erfolgt wäre , der somit von untergeordneter Bedeutung sei (Urteil des Gerichtsho­
fes vom 10. Juli 1980 in der Rechtssache 30 /78 , Distillers Company/Kommission, 
Slg. 1980, 2229, Randnr . 26, und Schlußanträge, 2290). 

45 Das Gericht stellt fest, daß nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes, der Um­
stand, daß dem Beratenden Ausschuß und der Kommission eine vorläufige Anhö­
rungsniederschrift vorgelegen hat, nur dann einen Fehler des Verwaltungsverfah-
rens darstellen kann, der die Rechtswidrigkeit der das Verfahren, abschließenden 
Entscheidung nach sich ziehen könnte, wenn die Fassung dieser Niederschrift für 
ihre Adressaten irreführend gewesen wäre (Urteil vom 15. Juli 1970 in der Rechts­
sache 44 /69 , Buchler/Kommission, Slg. 1970, 733, Randnr. 17). 

46 Zu der der Kommission vorgelegten Niederschrift ist darauf hinzuweisen, daß die 
Kommission mit der vorläufigen Niederschrift die Bemerkungen und Stellungnah­
men der Unternehmen zu dieser Niederschrift erhalten hat und daß daher davon 
auszugehen ist, daß die Mitglieder der Kommission vor Erlaß der Entscheidung 
über alle erheblichen Umstände informiert waren. 

47 Zu der dem Beratenden Ausschuß zugeleiteten vorläufigen Niederschrift ist darauf 
hinzuweisen, daß die Klägerin nicht dargelegt hat, inwiefern diese Niederschrift 
den Inhalt der Anhörungen nicht korrekt und genau wiedergeben soll, und daß sie 
daher nicht nachgewiesen hat, daß dieses Schriftstück so abgefaßt war, daß es die 
Mitglieder des Beratenden Ausschusses in einem wesentlichen Punkt irregeführt 
hat. 

48 Die Rüge ist folglich zurückzuweisen. 
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3. Keine Übermittlung des Berichts des Anhönmgsbeauflragten 

49 Nach Auffassung der Klägerin fordert der Grundsatz der Wahrung des rechtlichen 
Gehörs, daß ihr der Bericht mitgeteilt werde, den der Anhörungsbeauftragte auf­
grund seines Mandats für den Generaldirektor für "Wettbewerb zu erstellen habe. 

so Die Kommission vertritt die Ansicht, daß der von einem Beamten der Kommission 
stammende und deshalb gewöhnlich mündlich vorgetragene Bericht des Anhö­
rungsbeauftragten an den Generaldirektor für Wettbewerb zur internen Willensbil­
dung der Kommission gehöre und daher den Unternehmen nicht übermittelt wer­
den könne. 

si Im übrigen sehe das Mandat des Anhörungsbeauftragten eine Bekanntgabe des Be­
richts nicht vor. 

52 Schließlich würden Offenheit und Unabhängigkeit des Anhörungsbeauftragten be­
einträchtigt, wenn seine Stellungnahmen nicht vertraulich blieben. Dieser Stand­
punkt werde durch den Beschluß des Gerichtshofes vom 11. Dezember 1986 in der 
Rechtssache 212/86 R (ICI/Kommission, in der amtlichen Sammlung nicht veröf­
fentlicht, Randnrn. 5 bis 8) bestätigt, wonach der Bericht des Anhörungsbeauftrag­
ten bei der gerichtlichen Überprüfung vom Gerichtshof nicht zu berücksichtigen 
sei. 

53 Nach Auffassung des Gerichts verlangt es die Wahrung der Verteidigungsrechte 
nicht, daß die von einem Verfahren nach Artikel 85 Absatz 1 EWG-Vertrag be­
troffenen Unternehmen die Möglichkeit haben, den Bericht dės Anhörungsbeauf­
tragten, der ein rein internes Schriftstück der Kommission ist, zu kommentieren. 
Hierzu hat der Gerichtshof entschieden, daß dieser Bericht für die Kommission 
den Wert eines Gutachtens hat, daß sie in keiner Weise an ihn gebunden ist und 
daß der Bericht deshalb kein entscheidender Faktor ist, den der Gemeinschafts­
richter bei seiner Prüfung zu berücksichtigen hätte (Beschluß vom 11. Dezember 
1976 in der Rechtssache 212/86 R, a. a. O., Randnrn. 5 bis 8). Die Wahrung der 
Verteidigungsrechte ist nämlich rechtlich hinreichend sichergestellt, wenn die bei 
der Ausarbeitung der endgültigen Entscheidung zusammenwirkenden Stellen kor­
rekt über die Argumentation der Unternehmen informiert worden sind, die diese 
in Beantwortung der ihnen von der Kommission mitgeteilten Beschwerdepunkte 
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und gegenüber den von der Kommission zur Erhärtung dieser Beschwerdepunkte 
vorgelegten Beweismittel vorgetragen haben (Urteil des Gerichtshofes vom 9. No­
vember 1983 in der Rechtssache 322/81, Michelin/Kommission, Slg. 1981, 3461, 
Randnr. 7). , . . . , · . . · 

54 Hierzu ist darauf hinzuweisen, daß der Bericht des Anhörungsbeauftragten nicht 
dem Zweck dient, das Vorbringen der Unternehmen zu ergänzen oder zu korri­
gieren, neue Beschwerdepunkte zu formulieren oder neue Beweismittel gegen die 
Unternehmen zu liefern. 

55 Folglich können die Unternehmen aus dem Grundsatz der Wahrung der Verteidi­
gungsrechte keinen Anspruch darauf ableiten, daß ihnen der Bericht des Anhö­
rungsbeauftragten zur Kommentierung übermittelt wird (siehe Urteil des Gerichts­
hofes vom 17. Januar 1984 in den verbundenen Rechtssachen 43/82 und 63/82, 
VBVB und VBBB/Kommission, Slg. 1984, 19, Randnr. 25). 

56 Diese Rüge ist daher zurückzuweisen. 

4. Sonderstellung der Klägerin im Verwaltungsverfahren 

57 Die Klägerin macht geltend, sie sei in das Verwaltungsverfahren einbezogen wor­
den, obwohl dieses bereits eingeleitet gewesen sei. Damit habe sie sich.in einer 
Sonderstellung befunden, weil sie die,Auseinandersetzung, wie sie bis dahin statt-, 
gefunden habe, nicht voll gekannt habe. 

ss Das Gericht stellt fest, daß die Klägerin nicht dargelegt hat, inwiefern ihre Son­
derstellung im Verwaltungsverfahren ihr die Möglichkeit genommen hat, sich zu 
sämtlichen Vorwürfen, die von der Kommission in den an sie gerichteten Mittei­
lungen der Beschwerdepunkte erhoben worden sind, sowie zu den zur Stützung 
dieser Vorwürfe bestimmten Beweismitteln, die die Kommission in den Mitteilun­
gen, der Beschwerdepunkte oder in deren Anhängen angeführt hat, nach ihren 
Vorstellungen zu äußern. 
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59 Daß die Klägerin an der ersten Reihe von Anhörungen nicht teilgenommen hat, 
hat sie nicht daran gehindert, zu den gegen sie erhobenen Vorwürfen angemessen 
Stellung zu nehmen; sie kann daher nicht geltend machen, über die Auseinander­
setzung, die bis dahin zwischen der Kommission und den anderen Unternehmen 
stattgefunden hatte, nicht informiert gewesen zu sein. 

60 Die Sonderstellung der Klägerin im Verwaltungsverfahren hat daher nicht zu einer 
Verletzung der Verteidigungsrechte geführt. Die Rüge muß somit zurückgewiesen 
werden. 

Zur Feststellung der Zuwiderhandlung 

6i Nach Randnummer 80 Absatz 1 der Entscheidung haben sich die Polypropylen­
hersteller, die die Gemeinschaft beliefern, an einer ganzen Reihe von Plänen, Ab­
sprachen und Maßnahmen beteiligt, die im Rahmen eines Systems regelmäßiger 
Sitzungen und ständiger Kontakte beschlossen worden seien. Der allgemeine Plan 
der Hersteller sei es gewesen, sich über spezifische Angelegenheiten zu einigen 
(Entscheidung, Randnr. 80 Absatz 2). 

62 Unter diesen Umständen ist zunächst zu prüfen, ob der Kommission rechtlich der 
Beweis für ihre tatsächlichen Feststellungen betreffend zum einen den Zeitraum 
von November 1977 bis Ende 1978 oder Anfang 1979 (I) und zum anderen den 
Zeitraum von Ende 1978 oder Anfang 1979 bis Ende 1982 oder Anfang 1983 (II) 
hinsichtlich des Systems der regelmäßigen Sitzungen (A), der Preisinitiativen (B), 
der Maßnahmen zur Förderung der Durchführung der Preisinitiativen (C) und der 
Festsetzung von Absatzzielen und Quoten (D) gelungen ist; dabei sind jeweils zu­
nächst die angefochtene Handlung (a) und das Vorbringen der Parteien (b) darzu­
legen und sodann zu würdigen (c). Danach ist die Anwendung von Artikel 85 
Absatz 1 EWG-Vertrag auf diese Tatsachen zu überprüfen. 
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1. Die tatsächlichen Feststellungen 

I — Für die Zeit von November 1977 bis Ende 1978 oder Anfang 1979 

A — Angefochtene Handlung 

63 In der Entscheidung (Randnr. 78 Absatz 4) heißt es, daß das System der regelmä­
ßigen Sitzungen von Polypropylenherstellern etwa Ende 1977 begonnen habe, daß 
sich jedoch das genaue Datum, zu dem jeder einzelne Hersteller begonnen habe, 
daran teilzunehmen, nicht feststellen lasse. Die Klägerin, die zu den Herstellern 
gehöre, für die nicht bewiesen sei, daß sie die Initiative vom Dezember 1977 
„unterstützt" hätten, räume ein, an den Sitzungen von Anfang an teilgenommen 
zu haben. 

64 In Randnummer 105 Absätze 1 und 2 der Entscheidung wird jedoch darauf hinge­
wiesen, daß sich das genaue Datum, an dem jeder Hersteller an regelmäßigen Ple­
narsitzungen teilzunehmen begonnen habe, nicht mit Sicherheit bestimmen lasse! 
Das Datum, an dem sich Anic, ATO, BASF, DSM und Hüls an den Vereinbarun­
gen zu beteiligen begonnen hätten, könne nicht später als 1979 liegen, da diese 
fünf Hersteller nachweislich an Marktteilungs- bzw. Quotensystemen, die in die­
sem Jahr zum ersten Mal angewandt worden seien, beteiligt gewesen seien. 

B — Vorbringen der Parteien 

65 Die Klägerin macht geltend, die Entscheidung sei insoweit falsch, als sie davon 
ausgehe, daß die Klägerin seit November 1977 an den Sitzungen teilgenommen 
habe. Die Kommission habe ihre Antwort auf das Auskunftsverlangen (Anlage 27 
der Mitteilung der individuellen Beschwerdepunkte an Monte, nachstehend: ind. 
Bpkte. Monte, Ani.) falsch verstanden, auf die in der Mitteilung der individuellen 
Beschwerdepunkte an Anic (nachstehend: ind. Bpkte. Anic) Bezug genommen sei. 
Die Klägerin habe in ihrer Antwort erklärt, die Sitzungen hätten „in den siebziger 
Jahren, gegen Ende dieses Zeitraums" begonnen und ihre Teilnahme könne „zeit­
lich kurz nach Beginn der fraglichen Treffen angesiedelt werden". Da sie für die­
sen Zeitraum keine Unterlagen mehr besessen habe, habe sie guten Glaubens da­
von ausgehen können, daß der Beginn ihrer Teilnahme, den sie auf 1979 datiert 
habe, kurz nach dem Beginn der Herstellertreffen gelegen habe, den sie um 1979, 
d. h. gegen Ende der siebziger Jahre, angesiedelt habe. 
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